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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater 

Haushalte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden bei 
privaten Haushalten folgende repräsentative Erhe* 
bungen über Wirtschaftsrechnungen als Bundes- 
statistik durchgeführt: 

1. monatliche Erhebungen bei Haushalten von 
Arbeitnehmern, Pensions-, Fürsorge- und Ren- 
tenempfängern; 

2. Erhebungen, die sich jeweils auf ein Jahr be- 
ziehen, bei Haushalten aller Bevölkerungs- 
kreise. Die Erhebungen beginnen im Jahre 
1961; sie sind in drei- bis fünfjährigen Ab- 
ständen zu wiederholen; die Bundesregierung 
bestimmt durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, je- 
weils den Zeitpunkt der Erhebungen. 

§ 2 

(1) Die Erhebungen nach § 1 erfassen folgende 
Tatbestände: 

1. die Einnahmen der Haushalte nach 

Quellen; 

2. die Verwendung der Einnahmen für 

a) den privaten Verbrauch (nach Art, 
Menge und Betrag), 

b) Steuern und Abgaben, 

c) Beiträge zur Sozialversicherung und zu 
privaten Versicherungen, 

d) Rückzahlung von Schulden, 

e) Vermögensbildung, 

f) sonstige Zwecke. 


(2) Außer den in Absatz 1 bezeichneten Tatbe- 
ständen erfassen die Erhebungen Angabeü über die 
Zusammensetzung der Haushalte und ihre wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse sowie über 
die Ausrüstung der Haushalte mit technischen Ge- 
brauchsgütern, soweit diese Angaben für die sta- 
tistische Zuordnung der Haushalte und für die Dar- 
stellung der Ergebnisse erforderlich sind. 

§ 3 

(1) Die Erhebungen nach § 1 Nr. 1 erstrecken sich 
auf höchstens 1000 Haushalte in jedem Monat. 

(2) Die Erhebungen nach § 1 Nr. 2 erstrecken sich 
auf höchstens 0,3 vom Hundert aller Haushalte. 

§ 4 

Die Erteilung der Auskunft durch die Haushalte 
zu den Erhebungen nach § 1 ist freiwillig. 

§ 5 

Die Aufbereitung der Erhebungen nach § 1 Nr. 2 
obliegt dem Statistischen Bundesamt. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil | 

1. Zweck und Bedeutung der Erhebung von Wirt* 
Schaftsrechnungen 

Amtliche Erhebungen über „Wirtschaftsrechnungen" 
privater Haushalte werden in der Bundesrepublik 
seit 1949 laufend durchgeführt. Sie beschränken sich 
jedoch auf die soziale Gruppe der Arbeitnehmer 
(hauptsächlich Industriearbeiter), auf einen be- 
stimmten Haushaltstyp (nämlich 4 Personen, be- 
stehend aus einem Ehepaar und 2 Kindern, davon 
eins unter 14 Jahren) und nur einem Verdiener in 
der Familie. Ferner werden bestimmte Einkommens- 
grenzen eingehalten, die etwa dem Durchschnitts- 
verdienst der Industriearbeiter folgen. Zusätzlich 
werden die Wirtschaftsrechnungen in Rentnerhaus- 
halten mit 2 und 3 Personen unterhalb bestimmter 
Einkommensgrenzen, und einmalig wurden auch die 
Wirtschaftsrechnungen von Landarbeitern und 
Bauern statistisch beobachtet. 

Trotz dieser Beschränkung auf die genannten Be- 
völkerungskreise und trotz der geringen Zahl der 
Beobachtungen (nur wenige hundert Haushalte wer- 
den laufend erfaßt) bieten die bisherigen Ergeb- 
nisse wichtige Einblicke in die Verbrauchsstruktur 
dieser Haushaltstypen. Mit ihrer Hilfe wird das 
Verbrauchsschema für den Preisindex der Lebens- 
haltung aufgebaut und laufend kontrolliert. Sie 
zeigen, für welche Zwecke die Einkommen verwen- 
det worden sind, d. h. welcher Teil der Ausgaben 
dieser Haushaltstypen auf die Ernährung, die Be- 
kleidung, die Wohnungsmieten und auf andere Be- 
darfsgruppen entfällt. Die Ergebnisse liefern dem 
Sozialpolitiker Grundlagen für die Festsetzung und 
Änderung von Renten und Unterstützungssätzen 
und erlauben es, die Auswirkungen von Reformen 
auf diesen Gebieten zu beobachten. Sie dienen fer- 
ner als Grundlage für ernährungswissenschaftliche 
Untersuchungen und ermöglichen in bescheidenem 
Umfang auch einen Einblick in die Veränderungen 
der Verbrauchsgewohnheiten bei steigendem Ein- 
kommen. 

Die sehr schmale Grundlage der bisherigen Er- 
hebungen und die damit notwendigerweise verbun- 
dene Beschränkung auf ausgewählte Haushalts- 
typen (nach Größe, Zusammensetzung und Einkom- 
menshöhe) müssen in Kauf genommen werden, 
wenn Erhebungen laufend mit einem tragbaren 
Aufwand an Arbeitskraft und Kosten durchgeführt 
werden sollen; sie lassen es jedoch nicht zu, die für 
diese aiisgewählten Gruppen gewonnenen Ergeb- 
nisse zu verallgemeinern. Schlüsse auf die allge- 
meine Entwicklung der Lebenshaltung in allen Be- 
völkerungsschichten, also ein Bild der Nachfrage der 
Gesamtheit aller privaten Haushalte, können auf die- 
ser Basis nicht gewonnen werden. Hierzu ist es er- 
forderlich, alle Bevölkerungsgruppen in repräsen- 
tativer Form in diese Statistik einzubeziehen und 
von Zeit zu Zeit Stichprobenerhebungen über Ein- 


I kommen und Verbrauch in privaten Haushalten 
durchzuführen. Diesem Ziele dient der vorliegende 
Gesetzentwurf neben der Legalisierung der laufen- 
den monatlichen Wirtschaftsrechnungen. 

Es sei daran erinnert, daß die amtliche Statistik bis- 
her und seit jeher stark auf die statistische Durch- 
leuchtung der Produktion im weitesten Sinne und 
damit der Angebotsseite in einer Marktwirtschaft 
ausgerichtet ist. In der Marktwirtschaft entscheidet 
aber sehr weitgehend die Nachfrage und damit der 
Verbraucher über Ausmaß und Richtung der wirt- 
schaftlichen Expansion. Die Transparenz der Märkte, 
ohne die eine Wettbewerbswirtschaft kaum funk- 
tionieren kann, verlangt also auch eine ausrei- 
chende statistische Darstellung des privaten Ver- 
brauchs. Vom gesamten Sozialprodukt sind in den 
letzten Jahren fast zwei Drittel unmittelbar von den 
privaten Haushalten aufgenommen worden, ohne 
daß es bisher möglich ist, diesen Verbrauch auch 
nur unter einigen wesentlichen Gesichtspunkten 
ausreichend zu gliedern. Das Material der vorge- 
sehenen Wirtschaftsrechnungen wird eine Gliede- 
rung nach Gütearten, also nach der Art der ver- 
brauchten Waren und Dienstleistungen, erlauben, 
wobei dem Problem der sogenannten langlebigen 
Gebrauchsgüter, den Herkunftsbereichen der Güter 
und dem letzten Verwendungszweck der Güter Be- 
achtung geschenkt werden kann. Der wesentliche 
Fortschritt liegt aber darin, daß der private Ver- 
brauch auch nach Käufergruppen unterschieden wer- 
den kann, was bei keinem anderen statistischen Ver- 
fahren zur Erfassung des privaten Verbrauchs mög- 
lich ist. Die Haushalte können zunächst nach der 
Familiengröße und nach der Zahl der Verdiener 
gegliedert werden; das ist deshalb wichtig, weil 
der Beitrag mehrerer Mitglieder zum Familienein- 
kommen vielfach eine entscheidende Vorausset- 
zung für einen erhöhten Lebensstandard und für den 
Absatz langlebiger Gebrauchsgüter ist. Auch die 
zusätzliche Gliederung nach der Einkommenshöhe 
ist entscheidend, denn die z. Z. beobachtete Ein- 
kommensgruppe stellt selbst unter den Industrie- 
arbeitern nur einen sehr .kleinen Teil aus der weit 
gestreuten Masse der Einkommen dar. 

Auch eine Gliederung nach sozialen und beruf- 
lichen Merkmalen wird möglich sein. Die Ergebnisse 
werden also Unterlagen über die unterschiedliche 
Zusammensetzung des Verbrauchs in den einzelnen 
Gruppen bringen und damit u. a. erlauben, die 
wahrscheinliche Richtung von Verbrauchsverände- 
rungen bei steigendem Einkommen abzuschätzen, 
was nicht zuletzt auch für die Produktions- und Ab- 
satzplanung der Unternehmen von Bedeutung ist. 
Diese statistischen Aufschlüsse sind von größter Be- 
deutung für die Marktbeobachtung und -analyse so- 
wie für die Diagnose der allgemeinen Wirtschafts- 
entwicklung und damit für die Wirtschafts-, Sozial-, 

' Steuer- und Familienpolitik, Sie bilden darüber hin- 
1 aus auch eine wichtige Grundlage für eine Gliede- 
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rung der Verwendungsseite der Sozialproduktsbe- 
rechnungen. 

Die vorgesehenen Wirtschaftsrechnungen können 
aber — obwohl die Ausgabenseite im Vordergrund 
steht — auch wichtige und bisher fehlende Unter- 
lagen über die Einnahmeseite, also insbesondere 
über die Einkommen der privaten Haushalte, lie- 
fern. Die häufigen Änderungen des Steuerrechts, 
die auf den Einkommensbegriff zurückwirken, und 
vor allen Dingen die Herausnahme oder pauschale 
Behandlung immer größerer Bevölkerungsgruppen 
bei der Einkommensbesteuerung erlaubten es nicht 
mehr, volkswirtschaftlich gültige Aussagen über 
die Einkommen auf Grund der Einkommensteuer- 
statistik zu machen. Eine vollständige Information 
über die Einkommen aus den verschiedenen Quel- 
len und darüber hinaus über ihren Zusammenfluß | 
zu Familieneinkommen ist daher dringend erforder- 
lich. Die Wirtschaftsrechnungen werden daher auch 
eine bessere Darstellung der Einkommensströme im 
Rahmen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen erlauben. Auch die tatsächliche Belastung der 
Einkommen, z. B. durch Miet- und Preisveränderun- 
gen, läßt sich mit Hilfe der Wirtschaftsrechnungen 
durchleuchten. Die Wirtschaftsrechnungen lassen j 
fernerhin einige Auskünfte über die Höhe der Er- 
sparnisse und die Art der Vermögensbildung (z. B, | 
Ankauf von Volksaktien, Eigenheimen usw.) erhof- I 
fen. Die hierfür wichtige Gliederung der Personen I 
und Haushalte nach den wiederholt genannten 
Merkmalen (berufliche und soziale Stellung, Ein- 
kommenshöhe, Familiengröße usw.) kann noch am 
ehesten im Zusammenhang mit den Wirtschafts- 
rechnungen erfolgen. 

Die allgemeinen Verbrauchs- und Einkommensstich- 
proben können wegen des umfangreichen Arbeits- 
aufwands und der damit verbundenen Kosten nicht 
jährlich, sondern nur in Abständen von mehreren 
Jahren durchgeführt werden. Die Entwicklung der 
Verbrauchsverhältnisse der privaten Haushalte in 
den Jahren zwischen den umfassenden Stichproben 
soll deshalb anhand laufender monatlicher Wirt- 
schaftsrechnungserhebungen in einer relativ klei- 
nen Zahl von Haushalten aus entsprechend ausge- 
wählten Bevölkerungskreisen beobachtet werden. 

IL Die Rechtsgrundlagen der Statistik der Wirt- 
schaftsrechnungen 

Die zur Zeit laufenden Erhebungen über die Wirt- 
schaftsrechnungen gehen in ihrer rechtlichen Grund- 
lage zurück auf die Gemeinsame Anordnung der 
Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
zur Durchführung von Statistiken vom 1. Juni 1949 
(öffentlicher Anzeiger für das VWG Nr. 50 vom 
25. Juni 1949 S. 1), welche auch auf die Länder der 
ehemals französisch besetzten Zone durch Verord- 
nung vom 31. März 1950 erstreckt wurde. Diese 
Rechtsgrundlage wurde abgelöst durch das Gesetz 
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (BGBl. I S. 1314), wonach gemäß 
§ 16 die Erhebungen über Wirtschaftsrechnungen 
als Bundesstatistiken durchgeführt werden mit der 
Maßgabe, daß sie spätestens 2 Jahre nach Inkraft- 
treten des Statistischen Gesetzes durch besonderes 


Gesetz anzuordnen sind. Die Frist von 2 Jahren 
wurde durch die Gesetze vom 8. August 1955 (BGBl. 
I S. 507) und vom 15. Juli 1957 (BGBl. I S. 721) um 
weitere 4 Jahre bis einschließlich 24. September 
1959 verlängert. 


B. Besonderer Teil 

Zu§ 1 

Die in 3- bis 5jähjrigen Abständen vorgesehenen 
Jahreserhebungen müssen hinsichtlich des Zeit- 
punktes der Durchführung sowohl der wirtschaft- 
lichen Entwicklung als auch der Arbeitslage in den 
Statistischen Ämtern angepaßt werden. Deshalb 
sieht das Gesetz eine Festlegung nur hinsichtlich des 
Beginns der Laufzeit der Erhebungen (ab 1961) und 
eine Rahmen-Anordnung über deren Periodizität 
(alle 3 bis 5 Jahre) vor. 

Zu § 2 

Bei Ermittlung der Eiimahmen nach Absatz 1 Nr. 1 
wird eine Aufgliederung nach Quellen und eine mög- 
lichst große Vollständigkeit angestrebt. So ist z. B. 
nach dem Einkommen aus Erwerbstätigkeit, Renten, 
Pensionen oder eigenem Vermögen sowie nach Ver- 
mögensauflösungen (Abhebung von Sparkonten, 
Verkauf von Wertpapieren, Verkauf von Sachver- 
mögen, Verminderung der Barbestände u. ä.) nach 
Schuldenaufnahme usw. zu fragen. 

Unter Absatz 1 Nr. 2 werden die zu erfragenden 
Tatbestände der Ausgabenseite festgelegt. Erfaßt 
werden soll hier die Verwendung aller Einkommen 
und sonstigen Einnahmen (einschließlich Sachein- 
künfte). Bei der Nachweisung der Aufwendung für 
den privaten Verbrauch sollen soweit wie möglich 
Art und Menge der Güter und Leistungen festgehal- 
ten werden. Daneben werden auch z. B. die vom den 
Haushalten gezahlten Steuern, die Beiträge zur 
Sozialversicherung und zu privaten Versiicherungen 
sowie die Vermögensbildung (Spareinlagen bei 
Banken, Käufe von Weirtpapieren, Käufe von Grund- 
stücken und Gebäuden, Erhöhung der Bargeldbe- 
stände, Gewährung von Darlehen usw.) berück- 
sichtigt. 

Unter Absatz 2 sind Tatbestände zusammen gef aßt, 
die den Haushalt insgesamt betreffen, z. B. die Zahl 
der Haushaltsmitglieder und ihre Stellung im Haus- 
halt, Alter und Geschlecht, die Zahl der Verdiener, 
ihr Beruf und ihre soziale Stellung, die Wohnver- 
hältnisse der Haushalte und die Ausrüstung der 
Haushalte mit technischen Gebrauchsgütern, ferner 
die Beteiligung der Haushaltsmitglieder und Haus- 
haltsfremden am Haushaltsverbrauch. Diese Angaben 
werden für den Nachweis der Ergebnisse in der Glie- 
derung der Haushalte nach wirtschaftlichen und so- 
zialen Gruppen benötigt. 

Zu §3 

In die Erhebungen nach § 1 Nr. 1 werden bis zu 1000 
Haushalte einbezogen, um statistisch einigermaßen 
gesicherte Ergebndsse über die Entwicklung des Ver- 
brauchs zwischen den umfassenden Jahres erhebun- 
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gen anhand der in § 1 Nr. 1 genannten Bevölkerungs- 
gruppen zu gewinnen. 

Bei den Erhebungen nach § 1 Nr. 2 soll durch Anwen- 
dung des Stichprobenverfahrens eine repräsentative 
Auswahl der Haushalte sichergestellt werden. Bei 
der Festlegung der Höchstzahl von 0,3 v. H. aller 
Haushalte im Bundesgebiet wurde einerseits auf die 
statistische Zuverlässigkeit der Ergebnisse, anderer- 
seits auf die praktische Durchführbarkeit der Er- 
hebungen und auf die Kosten Rücksicht genommen. 
Die Erhebungen müssen sich wegen der saisonalen 
Einkommens- und Verbrauchsschwankungen bei 
allen Haushalten grundsätzlich jeweils auf ein volles 
Jahr erstrecken. Gleichzeitig ist ein volles Jahr der 
mindeste Zeitraum für eine repräsentative Erfassung 
der seltener gekauften Gebrauchsgüter. 

Zu §4 

Die Statistik der Wirtschaftsrechnungen stellt an die 
erfaßten Haushalte wegen Art und Umfang der er- 
betenen Angaben erhebliche Anforderungen. Es er- 
scheint deshalb zweckmäßig, nur solche Haushalte zur 
Erhebung heranzuziehen, die freiwillig zur Mitarbeit 
bereit sind. Es ist zu erwarten, daß Haushalte in aus- 
reichender Zahl zur freiwilligen Mitarbeit gewonnen 
werden können. Deshalb wird bei diesen Erhebungen 
auf eine Auskunftsverpflichtung der Befragten (§ 10 
StatGes) verzichtet. 


Zu § 5 

Beiden Erhebungen zu § 1 Nr. 2 ist eine zentrale Auf- 
bereitung der von den Statistischen Landesämtern 
erhobenen und vorbereiteten Unterlagen durch das 
Statistische Bundesamt angebracht, weil wegen der 
sehr komplizierten und vielseitigen Einkommens- 
und Verbrauchsvorgänge in den Haushalten nicht 
von vorniherein generelle Richtlinien aufgestellt wer- 
den können, wie sie für eine dezentrale Bearbeitung 
benötigt werden. 


C. Kostenberechnung 


j a) Für die monatlichen Erhebungen (§ 1 Nr. 1) sind 
I die jährlichen Kosten wie folgt veranschlagt 

i worden: 



Bund 

Länder 

Insgesamt 


DM 

DM 

DM 

Personalkosten 

169 000 

636 000 

805 000 

Sachkosten 

61 000 

234 000 

295 000 

Insgesamt 

230 000 

870 000 

1 100 000 


Hiervon sind in den Haushalten von Bund uinid 
Ländern für den gegenwärtigen Stand der Er- 
hebungen bereits 199 000 DM beim Bund und 
645 000 DM bei den Ländern veranschlagt. Die Er- 
höhung um 256 000 DM ergibt sich durch die Not- 
wendigkeit, die Zahl der zu befragenden Haus- 
halte auf bis zu 1000 zu erhöhen. Der zusätzliche 
Bedarf konnte durch Rationalisierungsmaßnah- 
men beim Aufbereitung s verfahren und Auswer- 
tungsprogramm in bescheidenen Grenzen gehal- 
ten werden. 


I b) Für die ab 1961 in mehrjährigen Abständen durch- 
I zuführenden Erhebungen (§ 1 Nr. 2) ist nach 
überschläglichen Schätzungen des Statistischen 
Bundesamtes je Erhebung mit insgesamt rd. 
8 Mio DM zu rechnen. Dieser Betrag verteilt 
sich je nach Dichte der Erhebungsfolge auf 2 oder 
1 3 Haushaltsjahre. Er setzt sich wie folgt zu- 

sammen: 


. Personalkosten 
[ Sachkosten 


Bund Länder Insgesamt 

DM DM DM 

3 177 000 1 326 000 4 503 000 

833 000 2 650 000 3 483 000 


Insgesamt ' 4 010 000 3 976 000 7 986 000 


Bei diesen Beträgen handelt es sich um zusätz- 
liche Kosten. Von den Sachkosten in den Ländern 
entfallen rd. 2,2 Mio DM auf Interviewerkosten. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Berlin, den 23. Oktober 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 2. Oktober 1959 — 6-60003-4178/59 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
210. Sitzung am 23. Oktober 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der 
Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte 


wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. In § 1 ist die Nr. 2 und demgemäß in § 3 der Absatz 2 und 
§ 5 zu streichen. 

Begründung 

Die Einführung von Jahreserhebungen bei Haushalten aller 
Bevölkerungskreise ist zur Zeit entbehrlich. Es muß daher 
aus Kostenersparnisgründen auf sie verzichtet werden. 

Die Bundesregierung selbst hält die Erhebung nicht für vor- 
dringlich, weil sie die Erhebung erst für das Jahr 1961 vor- 
gesehen hat. 

2. In § 2 Abs. 2 sind die Worte „sowie über die Ausrüstung 
der Haushalte mit technischen Gebrauchsgütern" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die zu erfassenden Tatbestände sollten auf das unbedingt 
notwendige Maß beschränkt bleiben. Den Feststellungen 
über die Ausrüstung der Haushalte mit technischen Ge- 
brauchsgütern dürfte kein besonderer Aussagewert beizu- 
messen sein. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Kaisen 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die Vermutung, daß die Bundesregierung die Er- 
hebung nicht vordringlich halte, weil sie die Ein- 
führung der Erhebung erst vom Jahre 1961 an vor- 
gesehen hat, trifft nicht zu. Vielmehr ist als Beginn 
für die vorgesehenen Einkommens- und Verbrauchs- 
erhebungen bei Haushalten aller Bevöikerungskreise 
das Jahr 1961 deswegen gewählt worden, weil die 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zu leistenden um- 
fangreichen Vorarbeiten für die Erhebung ohnehin 
einige Zeit in Anspruch nehmen, und weil das Jahr 
1960 durch andere statistische Vorhaben bereits 
stark belastet ist. 

Es ist nicht länger angängig, daß die für die Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik verantwortlichen Stellen 
ihre Vorstellungen über die Entwicklung des priva- 
ten Verbrauchs, d. h. über die Entwicklung der 
Lebenshaltung und deren Kosten, ausschließlich von 
Verbrauchsgewohnheiten eines einzelnen Haushalts- 
typs, wie sie die laufende Statistik nach § 1 Nr. 1 
liefert, ableiten und sich im übrigen nur allgemein 
anhand von Produktions-, Absatz- und Einfuhrsta- 
tistiken über das Volumen und die Zusammenset- 
zung des Verbrauchs orientieren. Ohne die vorge- 
schlagene Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
nach § 1 Nr. 2 im Querschnitt der Gesamtbevöl- 
kerung werden die für Bundesregierung und 
Bundestag so wichtigen Einblicke in die Zusammen- 
hänge zwischen Einkommenshöhe, Familiengröße 
und Familienzusammensetzung einerseits und deren 
Verbrauchshöhe und -gliederung andererseits nicht 
gewonnen werden können. Auch zur Beschaffung 
von Unterlagen über die volkswirtschaftlich beson- 
ders wichtige Eigentumsbildung durch Sparen (also 
durch Kosumverzicht), insbesondere über die Frage, 
in welchen Arten von Haushaltungen, bei welcher 
Einkommenshöhe und in welcher Form gespart wird 
und auf welche Waren und Leistungen sich der Kon- 
sumverzicht erstreckt, ist die vorgesehene, über die 
gesamte Bevölkerungsschichtung streuende Erhe- 
bung unbedingt erforderlich. Den wirtschaftlichen 


Unternehmen, die bei den stetigen Veränderungen 
der Größenordnung und Zusammensetzung des Mas- 
senkonsums zu einer Intensivierung der Marktfor- 
schung und Marktbeobachtung gezwungen werden, 
bietet die vorgeschlagene Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe ebenfalls ein unentbehrliches Aus- 
gangsmaterial. 

; Die Bundesregierung hält daher die Einführung 
! der Erhebung nach § 1 Nr. 2 für unbedingt notwen- 
I dig und gerechtfertigt. Um den Bedenken des Bun- 
^ desrates gegen eine langfristig wirksame Kosten- 
Belastung Rechnung zu tragen, könnte erwogen 
werden, das Erhebungsprogramm zunächst auf eine 
einmalige Erhebung für das Jahr 1961 zu beschrän- 
ken und über die künftigen Wiederholungen dieser 
Erhebung erst zu einem späteren Zeitpunkt zu be- 
finden, Die Bundesregierung schlägt demgemäß für 
§ 1 Nr. 2 folgende Neufassung vor: 

„2. eine einmalige Erhebung bei Haushalten aller 
Bevölkerungskreise für das Jahr 1961." 

; Dementsprechend müßten § 3 Abs. 2 und § 5 durch 
folgende Neufassungen ersetzt werden. 

„(2) Die Erhebung nach § 1 Nr. 2 erstreckt sich 
auf höchstens 0,3 vom Hundert aller Haushalte." 

.§ 5 

j Die Aufbereitung der Erhebung nach § 1 Nr. 2 ob- 
i liegt dem Statistischen Bundesamt." 

! 

j Zu Nr. 2 

Gegen den Vorschlag des Bundesrates, in § 2 Abs, 2 
die Worte „sowie über die Ausrüstung der Haus- 
halte mit technischen Gebrauchsgütern" zu streichen, 
erhebt die Bundesregierung keine ausdrücklichen 
Einwendungen. Sie weist allerdings darauf hin, daß 
das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein tech- 
nischer Gebrauchsgüter in den Haushalten nicht 
ohne Einfluß auf die Ergebnisse der Wirtschafts- 
rechnungen der verschiedenen Haushaltstypen sein 
dürfte, und daß daher solchen Ermittlungen ein nicht 
I unerheblicher Erkenntniswert im Rahmen dieser 
Statistik zukäme. 
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